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Kredit: Vertrauen in die Fähigkeit und in die Bereit-
schaft einer Person, bestehende Verbindlichkeiten 
ordnungsgemäß und zum richtigen Zeitpunkt zu be-
gleichen. 

Duden, Fremdwörterbuch. 

Vertrauen ist nicht das einzige Fundament der Welt; 
aber eine sehr komplexe und doch strukturierte 
Weltvorstellung ist ohne eine ziemlich komplexe 
Gesellschaft und diese ohne Vertrauen nicht zu 
konstituieren. 

N. Luhmann 

Du bist für das verantwortlich, was du dir vertraut 
gemacht hast. 

A. de Saint-Exupery 



Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung wurde von der neu konstituierten Juristi-
schen Fakultät der Universität Rostock im Sommersemester 1994 als Dis-
sertation angenommen. Die Abhandlung war zunächst als Untersuchung 
strafrechtlicher Probleme im Zusammenhang mit Unternehmenssanierun-
gen konzipiert. Aus ihr ist eine Untersuchung zum Konkursstrafrecht ge-
worden. Sie verfolgt das Ziel, Lösungen für praktisch bedeutsame Probleme 
des Konkursstrafrechts auf der Grundlage eines dogmatischen Fundamentes 
zu entwickeln, in dem strafrechtliche Prinzipien und Zurechnungslehren, 
zivilistisches Insolvenzrecht und wirtschaftswissenschaftliche Erkenntnisse 
aufeinander bezogen sind. Ob dies erreicht worden ist, mag der Leser beur-
teilen. Vorschläge für Lösungen von Einzelfragen im Zusammenhang mit 
Unternehmenssanierungen bleiben einer gesonderten Abhandlung vorbe-
halten. Rechtsprechung und Literatur haben bis 31. Dezember 1994 Berück-
sichtigung gefunden. 

Mein Dank gilt all denen, die zum Gelingen dieser Abhandlung beigetra-
gen haben: zuvorderst meinem Doktorvater Professor Dr. Urs Kindhäuser, 
der die Anregung zu der Untersuchung schon zu meinen Freiburger 
Studienzeiten gab. Er hat mir während meiner Assistentenzeit große Frei-
räume zur Erstellung der Arbeit gewährt und ihr Entstehen fachlich und 
persönlich mit großer Bereitschaft und Verständnis gefördert. Professor Dr. 
Cornelius Prittwitz, M.P A. hat das Zweitgutachten erstellt und zahlreiche 
inhaltliche Anregungen gegeben; Professor Dr. Wolfgang Joecks hat freund-
licherweise das Drittgutachten übernommen. Die Herren Professoren Dres. 
Friedrich-Christian Schroeder und Eberhard Schmidhäuser haben die 
Abhandlung in die Strafrechtlichen Abhandlungen n.F. aufgenommen. 

Zu Dank verpflichtet bin ich der Studienstiftung des Deutschen Volkes, 
die mich seit meiner Studienzeit unterstützt hat. Besonderer Dank gebührt 
meinen Eltern, deren Vertrauen und aufopferungsvolle Förderung meine 
Ausbildung und das Entstehen dieser Abhandlung ermöglicht haben. Zu 
nennen sind schließlich meine juristischen Gesprächspartner Dres. Matthias 
Siegmann, J oachim Vogel und Frank Vogel, LL.M., deren fachlicher Rat 
und freundschaftliche Zuwendung die Arbeit an dieser Untersuchung eben-
so begleitet haben wie der Zuspruch von anderen Freunden in manch 
schwieriger Phase, insbesondere von Dr. med. Niklas Manthey. 
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Der Förderverein der Universität Rostock zeichnete die vorliegende 
Untersuchung mit dem Walter-Seipp-Preis aus. 

Berlin, im Februar 1995 Daniel-Marcus Krause 
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Einführung 

In seinem im Jahre 1902 erschienenen Kommentar zur Konkursordnung 
stellt Jaeger für den Tatbestand des in § 240 KO a.F. geregelten einfachen 
Bankrotts fest: 

"Die Rechtsprechung des Reichsgerichts ist eine sehr un-
gleichmäßige und der Standpunkt der einzelnen Entscheidungen 
mit Rücksicht auf die siel durchziehende unklare "Pflichtversäum-
niß" schwer zu bestimmen.,,2 

Diese bald einhundert Jahre alte Beobachtung kann auch für das geltende 
Recht noch immer volle Geltung beanspruchen: der Verstoß gegen die 
"Anforderungen ordnungsgemäßer Wirtschaft", der im geltenden Bankrott-
strafrecht die Funktion der von Jaeger zitierten "Pflichtversäumniß" über-
nommen hat, ist nach wie vor unklar - Rechtsprechung und Literatur haben 
den an einen Schuldner in der Krise zu stellenden Verhaltensanforderungen 
bislang kaum Konturen geben können. 

Gegenstand der vorliegenden Abhandlung ist die für eine Strafbarkeit 
nach den §§ 283ff. StGB erforderliche Pflichtwidrigkeit des Wirtschaftens 
bei Transaktionen und anderen Handlungen eines von der Insolvenz be-
drohten Schuldners. Das Kriterium der Pflichtwidrigkeit des Wirtschaftens 
wird sowohl hinsichtlich seiner Funktion in der Systematik des 
Bankrottatbestandes als auch vor dem Hintergrund allgemeiner Zurech-
nungslehren untersucht. Die praktischen Konsequenzen der zu entwickeln-
den Ergebnisse werden abgeleitet. 

Die Untersuchung wählt einen strafrechts-dogmatischen Ansatz und 
befaßt sich primär mit dem geltenden Recht. Sie befaßt sich nicht bzw. nur 
marginal mit der Frage, wie ein effektives Bankrottstrafrecht in der moder-
nen Wirtschaftsgesellschaft ausgestaltet sein sollte. Letzterem wird hier 
nicht vertiefend nachgegangen, obgleich die Frage nach dem richtigen Recht 
im Insolvenzstrafrecht angesichts der rapide angestiegenen Komplexität der 
Wirtschaftswelt und der zunehmend steigenden Bedeutung materieller 
Güter für die Gestaltung individueller Lebenswirklichkeit drängender ist als 

I Gemeint sind die Bankrotthandjungen. 
2 Jaeger, KO, § 240, Rn. 1 (S. 785), Fn. 1. 
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je zuvor. Diese Frage drängt auch, weil das Gleichgewicht zwischen den 
verschiedenen Wirtschaftssubjekten mehr und mehr schwindet. Die 
ungleichen wirtschaftlichen Machtpositionen in der modernen Gesellschaft 
haben zu einer ebenso ungleichen Verteilung der für die Wirtschafts-
subjekte verfügbaren Sicherungsvorkehrungen gegen wirtschaftliche Risiken 
geführt. 

Trotz dieser Wahrnehmungen beschränkt sich die Untersuchung auf die 
Analyse des geltenden Bankrottatbestandes und verfolgt weniger ein rechts-
oder kriminalpolitisches als vielmehr ein strafrechts-dogmatisches Erkennt-
nisinteresse. Wie jeder Bereich des Strafrechts steht das Wirtschaftsstraf-
recht - mag es auch die ihm gestellten Schutzaufgaben nicht in optimaler 
Weise bewältigen - unter einem hohen Legitimationsdruck. Rechtsstaatli-
chen Anforderungen genügt es nur dann, wenn es in sich und gegenüber an-
deren Rechtsmaterien widerspruchsfrei ist, auf dogmatisch gesicherter 
Grundlage aufbaut und in das existente Strafrechtssystem reibungslos inte-
griert werden kann. Es muß weiterhin den verfassungsrechtlichen Anfor-
derungen an Bestimmtheit und Verhältnismäßigkeit (ultima-ratio-Grund-
satz) genügen. 

Für das geltende Bankrottstrafrecht besteht unter diesem Blickwinkel ein 
erheblicher Klärungsbedarf. Denn es ist zwar eine Fülle von Einzelfragen 
des Konkursstrafrechts Gegenstand gerichtlicher Entscheidungen und 
wissenschaftlicher Auseinandersetzungen gewesen. Gleichwohl stellt sich 
das Bankrottstrafrecht als eine Materie dar, in der die zu Einzelfragen 
vertretenen Positionen häufig den Charakter von ad-hoc-Hypothesen 
aufweisen. Eine allgemeine Diagnose Schünemanns3 betreffend die 
Tatbestände des Besonderen Teils gilt in besonderem Maße für das 
geltende Bankrottstrafrecht. Es vermittelt den Eindruck, daß es 

" ... zumeist um die knapp oberhalb reiner Kasuistik angesiedelte 
Lösung von Einzelproblemen geht und die zur Begründung 
bestimmter Positionen angeführten Argumente aus diesem Grunde 
regelmäßig nur in ganz kurze Ableitungszusammenhänge eingebet-
tet werden." 

Das Ziel dieser Untersuchung ist es, die Ableitungszusammenhänge bei 
der Behandlung und Lösung konkursstrafrechtlicher Probleme zu verlän-
gern, um systematisch konsistente Antworten auf Einzelfragen anbieten zu 
können. Hierzu bedarf es (auch) der Klärung von Grundfragen, weshalb es 
nicht zuletzt darum geht, Ansätze für eine Dogmatik des Konkursstrafrechts 
zu formulieren. Die zum Erreichen dieses Zieles hier unternommenen Be-

3 Festschrift für Bockelmann, S. 117, 118. 
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mühungen basieren auf der Überzeugung, daß die Grundsätze und Zurech-
nungsprinzipien, die die strafrechtliche Dogmatik im Bereich des Allgemei-
nen Teils zur Erfassung und Bewältigung menschlichen Verhaltens ent-
wickelt hat, auch in den Tatbeständen des Besonderen Teils nachweisbar 
sind und zu ihrem Verständnis herangezogen werden können. 

Aus dieser Perspektive erklärt sich zunächst der Titel der Untersuchung 
"Ordnungsgemäßes Wirtschaften und 'erlaubtes Risiko'''. Mit dem Begriff 
"Ordnungsgemäßes Wirtschaften" ist das Tatbestandsmerkmal "in einer den 
Anforderungen ordnungsgemäßer Wirtschaft widersprechenden Weise',4 in 
den §§ 283, 283c, 283d StGB in Bezug genommen, das - wie zu zeigen sein 
wird - den Zentralbegriff des geltenden Konkursstrafrechts darstellt. Dem 
"ordnungsgemäßen Wirtschaften" wird das in der Dogmatik des Allgemei-
nen Teils entwickelte Konstrukt des 'erlaubten Risikos' zur Seite gestellt. 
Das 'erlaubte Risiko' bildet die dogmatische Begründung dafür, daß 
(gewisse) gefährliche Verhaltensweisen trotz ihrer Schadensgeneigtheit von 
strafrechtlicher Haftung freigestellt werden. 

Mit dem Verweis auf das dogmatische Konstrukt des 'erlaubte Risikos' ist 
zugleich der in dieser Untersuchung verwendete Begriff des Risikos umris-
sen. Sofern Anderes nicht ausdrücklich kenntlich gemacht wird, bezieht sich 
der Begriff "Risiko" im Folgenden auf den Gegenstand eines strafrechtlichen 
Vorwurfs. Mit dem Setzen eines Risikos wird das Herbeiführen einer Lage 
bezeichnet, die sich in einer Beeinträchtigung der Interessen anderer Sub-
jekte (hier: der Gläubiger) niederschlagen kann. Einer genaueren 
begrifflichen Bestimmung des "Risikos" bedarf es für die Zwecke dieser 
Abhandlung (vorerst) nicht - wo Konkretisierungen des verwendeten 
Risikobegriffs erforderlich sind, wird dies gekennzeichnet. 

Angesichts der Weite des gewählten Titels ist der Rahmen der Un-
tersuchung noch in verschiedene Richtungen negativ abzugrenzen: Gegen-
stand der Untersuchung ist nicht die entscheidungstheoretische bzw. 
betriebswirtschaftliche Kategorie des Risikos. Zwar gewinnen Entschei-
dungstheorie und Betriebswirtschaft an verschiedenen Stellen für die Unter-
suchung Bedeutung, sie werden als solche aber nicht eingehend untersucht. 
Die Untersuchung befaßt sich überdies nicht eingehend mit Mechanismen 
der Risikoverarbeitung (im Sinn von "Ungewißheitsverarbeitung") durch die 
am Wirtschaftsverkehr teilnehmenden Subjekte. Risiken, Risikowahrneh-
mungs- und Risikoverarbeitungsmechanismen sind in der jüngsten Vergan-
genheit - ausgelöst durch Ulrich Becks Abhandlung "Risikogesellschaft: Auf 
dem Weg in eine andere Moderne" - wissenschaftlich eingehend bearbeitet 

4 Dieses Tatbestandsmerkmal wird im Folgenden auch mit dem terminus "in wirtschafts-
widriger Weise" bzw. als Substantiv mit dem Begriff "Wirtschaftswidrigkeit" bezeichnet. 
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